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«Es ist nicht richtig, was uns geschieht»
ImToggenburg fühlen sichDutzende Bauern um ihr Eigentumbetrogen. Nun kommt das Thema auch in denKantonsrat.

JaninaGehrig

Noch hat Heinrich Giezen-
danner keine Antwort erhalten.
Eineinhalb Jahre ist es her, dass
derAlpwirtausNesslauübersei-
nenAnwaltRekursbeimRechts-
dienstdesDepartementsdes In-
nern eingereicht hat. Noch län-
ger, nämlichdrei Jahre ist esher,
dass ihn beim Öffnen eines
Briefs fast der Schlag getroffen
hätte.Eswar imJanuar2019, als
die Gebäudeversicherung des
Kantons St.Gallen auf ihrer
Rechnung Giezendanner erst-
mals nichtmehr als Eigentümer
derAlpHengst im Ijental aufge-
führthat, sonderndieAlpkorpo-
ration Bremach. Und dies, ob-
wohl die Alp, eine Hütte mit
Stall, mindestens 88 Jahre lang
im Besitz der Familie Giezen-
dannergewesenwar.Unterlagen
belegen, dass dieAlprechtemit-
samtdenGebäudenseitmindes-
tens 137 Jahren im Privateigen-
tum der Alprechtsnehmer und
nicht in jenem der Alpkorpora-
tion gestanden waren, wie das
Tagblatt imOktober berichtete.

Im Zuge der Überarbeitung
des Grundbuchs war Giezen-
danner plötzlich als Eigentümer
gelöschtworden.Mittlerweile ist
klar: Er ist nicht der einzige Be-
troffene.Mindestens40weitere
Alpwirte hätten sich bei ihm ge-
meldet. «Jahrhundertelang hat
unsere Tradition ‹verhebet›. Es
ist nicht richtig, was uns ge-
schieht», sagtder65-Jährige,der
unter der Enteignung auch ge-
sundheitlich leidet.

AlleinaufAlpFlis sind
53Hüttenbetroffen
Über Nacht enteignet fühlt sich
auch Josef Koller, dem drei Alp-
gebäudeaufderAlpFlis inWild-
haus-Alt St. Johann gehören.
NacheinemLawinenniedergang
2019 liess er diese für über
500000 Franken wieder auf-
bauen.WieGiezendannererfuhr
auch«Schäflisepp»,wieer inder
Regiongenanntwird, reinzufäl-
lignacheinerSchadensmeldung
andieGebäudeversicherung im
Frühling 2021 davon, dass nicht
mehr er, sondern die Alpkorpo-

ration als Eigentümerin der Ge-
bäude im Grundbuch eingetra-
gen war. Stillschweigend habe
man auch seine Alprechte (das
Recht, imSommerKüheaufder
Alpweiden zu lassen) inWeide-
nutzungsrechteabgeändert.«Es
ist eine Katastrophe», sagt Kol-
ler.

Seine Liste von betroffenen
AlpwirtenseieineinhalbA4-Sei-
ten lang. Allein auf der Alp Flis
amFussedesSäntis seien15Alp-
betriebe und 53Alpgebäude be-
troffen, in der Gemeinde Wild-
haus-Alt St. Johann bestehen 23
Alpkorporationen.

Unter den Alpwirten sei die
Frustrationgross.«DieBetroffe-
nenhabennebst demGebäude-
unterhalt zumTeilgrosseAnpas-
sungen an Tier- und Gewässer-
schutz auf sich genommen oder
sogar Neubauten erstellt, dies
verbundenmit viel Arbeit, Geld
und Herzblut. Nun soll dies auf
einmal nichtsmehrwert sein?»,
fragtauchLandwirt JakobKnaus
ausUnterwasser in einemBrief,
den er auf den sozialen Medien
veröffentlicht hat. Eine Schwei-

nerei sei das, eine Frechheit,
steht in den Kommentaren zu
seinem Text. Oder «Wehrt
euch!»

Hinzukommt,dass sehrvie-
le Korporationen gar kein Inter-
esseamEigentumandenbesag-
ten Hütten haben, wie Elias
Tschümmy, Präsident der Alp-
korporation Sellamatt, sagt.
«Die Bauern haben viel inves-
tiert, und jetzt sollten ihre Hüt-
ten den Korporationen gehör-
en?», fragt er rhetorisch. Der
Aufwand,denÜberblicküberdie
Hütten und allfällige Gebäude-
schäden zu behalten, sei viel zu
gross. So hat seine Korporation
rund80RechnungenderGebäu-
deversicherungsanstalterhalten.

UnnötigeAnpassungdroht
Traditionenzuzerstören
Nun ist auch die Politik auf das
Problemaufmerksamgeworden.
VergangeneWochehatderNess-
lauerSVP-Kantonsrat IvanLouis
eineEinfacheAnfrageandieRe-
gierunggestellt. «Eineunnötige
AnpassungderVerwaltungspra-
xis droht Traditionen zu zerstö-

ren, die sich über Jahrhunderte
entwickelnkonnten»,sagtLouis.
«Ich möchte, dass man das
GrundbuchderWirklichkeit an-

passt.» Sein Vorstoss zielt aufs
Baurecht ab. Da die Gebäude
nicht imGrundbucherfasst sind,
gehörtensiedenKorporationen,
denen der Boden gehört. «Mit
meinemVorschlagwäreesmög-
lich, dass nachträglich ein Bau-
rechterteiltwird.DerBodenge-
hörtedannweiterhinderAlpkor-
poration, die Bauern erhielten
dann aber ein Baurecht und da-
mit die Bestätigung, dass die
Hütte ihnengehört», sagtLouis.
So möchte der Kantonsrat von
der Regierung wissen, ob die
Vergabe von Baurechten durch
die Alpkorporationen einfach
undohneKostenfolgengehand-
habt werden könne und ob die
Möglichkeit bestehe, dass die
Alpkorporationen solche Bau-
rechte auch erteilen könnten.

LöschungderEigentums-
rechte rückgängigmachen
Die jetzt bestehende Rechtsun-
sicherheit hemme die Eigentü-
mer, noch Investitionen zu täti-
gen. Auch stellen sich bei Nach-
folgeregelungen und
Betriebsübergaben Probleme.

Tatsächlich hat «Schäflisepp»
die Solaranlage auf seinen Alp-
gebäuden schon abmontiert.
«IchhabemeinganzesHerzblut
und sämtliches Geld in diese
Hüttegebuttert.Gehört sienicht
mehrmir, breche ich sie ab.»

Louis’Vorstoss sei immerhin
ein Schritt in die richtige Rich-
tung, sagt Koller.WährendGie-
zendanner dies für keine gute
Ideehält.«BeiunswardieHütte
nie im Baurecht geregelt, weil
dieses erst später eingeführt
wurde», sagt er. Im Rekurs ver-
langt Giezendanners Anwalt
denn auch, dass die Löschung
seiner Eigentumsrechte im
Grundbuchrückgängiggemacht
wird.

Die zuständige Regierungs-
rätin,LauraBucher,möchtesich
nicht zum Thema äussern, zu-
mal die Regierung die Einfache
Anfrage nochnicht beantwortet
habe. «Wir bearbeiten die The-
matik jedochgemeinsammital-
len involvierten Stellen mit
Hochdruckundes istmirpersön-
licheinwichtigesAnliegen,bald
mögliche Lösungsvorschläge
präsentieren zu können»,
schreibt Bucher aufAnfrage.

Der Hintergrund: Im Tog-
genburg verliehen ursprünglich
die Klöster als Alpeigentümer
dieAlprechtegegenAbgabenan
die Bauern. Später wurde der
Boden durch die sukzessiv ge-
gründeten Alpkorporationen
verwaltet, die Gebäude darauf
waren seit jeher imPrivateigen-
tumderAlpwirte.DieBesitzver-
hältnisse wurden schriftlich in
UrkundenoderAlpbüchern fest-
gehalten. Der Haken: Das war,
bevor das Schweizerische Zivil-
gesetzbuchmitsamtdemeidge-
nössischenGrundbuchper 1. Ja-
nuar 1912 eingeführt wurde.
Seither sind die Kantone ver-
pflichtet, eineeinheitlicheRege-
lung zu schaffen. Per 1. Januar
2020 ist im Kanton St.Gallen
zudemeineneueVerordnung in
Kraft getreten, wonach die
GrundbuchämterdieAlpbücher
bereinigen müssen. Als Eigen-
tümerderGebäude sindnundie
Alpkorporationen im Grund-
buch eingetragen.

Mehr Lohn für das Personal – und ein neuer Steuerstreit
AmDienstag stellt das Parlament dieWeichen für die finanzielle Zukunft des Kantons St.Gallen. Das Staatspersonal warnt vor Abstrichen.

Adrian Vögele

Eswird ein Tag des Geldes: Am
Dienstag beugt sich der St.Gal-
ler Kantonsrat über die Finanz-
planung – nicht nur für die
nächsten drei Jahrewie sonst in
der Februarsession üblich, son-
dern auch für die längerfristige
Zukunft.

Die letztenfinanzpolitischen
SignaledesKantonswarenzwie-
spältig. Einerseits läuft ein Ent-
lastungsprogramm im Umfang
von rund70MillionenFranken.
Andererseits hat das Parlament
den Steuerfuss um 5 Prozent-
punktegesenkt,wasdenKanton
rund 70 Millionen Franken an
Einnahmen kostet – ein Null-
summenspiel. Zugleichzeigtder

Finanzplan, dassdieAussichten
sichgebessert haben:DieRegie-
rung erwartet für die nächsten
drei Jahre zwar Defizite, diese
sindaberkleiner als zuvor ange-
nommen.

Kommissionwill
wenigerStellenausbau
FürdasStaatspersonal gilt aktu-
ell ein Stellenstopp.Wie geht es
mit dem Personalaufwand nun
weiter?Das ist eine zentraleFra-
ge in der Ratsdebatte um den
Aufgaben- und Finanzplan
2023–2025. Die Regierung be-
antragt ein Wachstum des Per-
sonalaufwands von0,8 Prozent
pro Jahr: 0,4 Prozent für indivi-
duelle Lohnerhöhungen, 0,4
Prozent für zusätzliche Stellen.

Ausserdem sind für 2023 und
2024 je zweiMillionenFranken
für den «prioritären Stellenbe-
darf» fürdie ITeingeplant, etwa
imBereichCybersicherheit.

Die Finanzkommission ist
damit nicht einverstanden. Sie
will die Ausgaben für zusätzli-
che Stellen für 2023 und 2024
halbieren, für 2025 ganz strei-
chen. Hingegen beantragt die
Kommission eine allgemeine
Lohnerhöhung für dasPersonal
von insgesamt 0,6 Prozent bis
2025.

Die Personalverbändekon-
ferenz (PVK) des Kantons
St.GallennimmtdenAntragauf
die Lohnerhöhung erfreut zur
Kenntnis, wie sie mitteilt. Dies
sei ein Zeichen der Wertschät-

zung. Auch könne man damit
verhindern, dass die Reallöhne
aufgrund der Teuerung sinken
würden. Kein Verständnis hat
die PVK für die Kürzungen der
Mittel für zusätzliche Stellen:
«An allen Ecken und Enden
fehlt Personal, was für das ver-
bleibende Personal eine grosse
Belastung darstellt.»

VerschiedenekantonalePro-
jekte kämen deshalb nicht vor-
an, warnt die PVK. Sie verlangt
überdies 0,6 statt 0,4 Prozent
für individuelle Lohnmassnah-
men.

Staatsquote soll
nicht steigen
Die bürgerlichen Parteien kriti-
sieren immer wieder, dass die

Staatsquote – also der Umfang
derStaatsausgaben imVergleich
zurWirtschaftsleistung – zuneh-
me. Nun steht amDienstag das
«Finanzleitbild 2021–2030»zur
Debatte, und die Finanzkom-
mission verlangt einen Grund-
satzentscheid: Der Kanton soll
die Ausgaben so steuern, dass
die Staatsquote nicht mehr an-
steigt. Das sei nicht realistisch,
widersprichtdieRegierung.Alle
KantonemüsstenwegenderDe-
mografie mit steigenden und
kaum beeinflussbaren Ausga-
ben rechnen, etwa indenBerei-
chenAlter, Gesundheit undBil-
dung.

Ebenfalls wird das Parla-
ment darüber diskutieren, wie
der Kanton seine Standort-

attraktivität und Ressourcen-
kraft stärkenkann.Die vorbera-
tendeKommission stellt diverse
Anträge: Unter anderem sollen
dieBeiträge fürdie externeKin-
derbetreuung von fünf auf zehn
Millionen Franken aufgestockt
werden, die Regierung soll
günstigere Steuertarife für den
Mittelstand ausarbeiten sowie
MassnahmenzurFörderungvon
Start-upsundgegendieAbwan-
derung von qualifizierten Fach-
kräften vorlegen.

SP und Grüne wehren sich
gegen weitere Steuerentlastun-
gen. Umgekehrt will die Kom-
mission nichts wissen von der
Einführung einer Erbschafts-
steuer für direkte Nachkom-
men.

Josef Koller alias «Schäflisepp» gehören die oberen drei Gebäude auf der Alp Flis. Bild: Josef Koller
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